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Betreff: 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Schlierbach  
„Bereich zwischen Elisabethenweg und Rombachweg, 4. 
Änderung im Bereich Schloß-Wolfsbrunnenweg, Haus 31c„ 
hier: Einleitungsbeschluss 

B e s c h l u s s v o r l a g e  

Beratungsfolge: 

Gremium: Sitzungstermin: Behandlung: 
Zustimmung zur Beschluss-
empfehlung: 

Handzeichen: 

Bezirksbeirat Schlierbach 15.04.2021 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

Stadtentwicklungs- und 
Bauausschuss 

11.05.2021 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

Gemeinderat 24.06.2021 Ö ( ) ja ( ) nein ( ) ohne  

 

Beschlusslauf 
Die Beratungsergebnisse der einzelnen Gremi-

en beginnen ab der Seite 2.2 ff. 
Letzte Aktualisierung: 28. Juni 2021 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Bezirksbeirat Schlierbach und der Stadtentwicklungs- und Bauausschuss empfehlen 
dem Gemeinderat folgenden Beschluss: 

1. Der Gemeinderat stimmt dem Antrag der Vorhabenträgerin (Anlage 01) zu und beschließt 
gemäß §2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens zur 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit örtlichen Bauvorschriften 
Schlierbach „Bereich zwischen Elisabethenweg und Rombachweg, 4.  Änderung im Be-
reich Schloß-Wolfsbrunnenweg, Haus 31c“ gemäß § 12 (2) BauGB für den im Lageplan (An-
lage 03) gekennzeichneten Bereich. 

2. Der Gemeinderat beschließt, dass der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit örtlichen 
Bauvorschriften Schlierbach „Bereich zwischen Elisabethenweg und Rombachweg, 4. Än-
derung im Bereich Schloß-Wolfsbrunnenweg, Haus 31c“ als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB aufgestellt wird. 

 

Finanzielle Auswirkungen:   

Bezeichnung: Betrag in Euro: 

Ausgaben / Gesamtkosten:  

 Keine, die Kosten des Verfahrens, einschließlich eventuell 
erforderlicher Gutachten, werden von der Vorhabenträge-
rin übernommen. 

 

  
Einnahmen:  
 keine  

  
Finanzierung:  
 keine  
  
Folgekosten:  

 keine  

  

 

 

Zusammenfassung der Begründung: 

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für einen Neubau der Klaus Tschira Stiftung in direkter Nachbarschaft zur Villa 
Bosch, dem Hauptsitz der Stiftung, geschaffen werden. 
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digitale Sitzung des Bezirksbeirates Schlierbach vom 
15.04.2021 

Ergebnis der digitalen öffentlichen Sitzung des Bezirksbeirates Schlierbach vom 15.04.2021 

2 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Schlierbach 
„Bereich zwischen Elisabethenweg und Rombachweg, 
4. Änderung im Bereich Schloss-Wolfsbrunnenweg, Haus 31 c 
hier: Einleitungsbeschluss 
Beschlussvorlage 0061/2021/BV  

Der Vorsitzende Herr Richard stellt die Frage nach der Befangenheit. Es wird keine Befan-
genheit angezeigt. Anschließend führt er kurz in das Thema ein und übergibt dann das Wort 
an Frau Arbert vom Stadtplanungsamt, die per MS-Teams zugeschaltet ist. 

Frau Arbert geht ausführlich auf den Inhalt der Vorlage ein. Ergänzend teilt sie mit, seit der 
Bürgerinformationsveranstaltung vom 05.11.2020 hätten sich die Planungen weiterentwi-
ckelt und das Raumprogramm sei verkleinert worden. Unter anderem denke man darüber 
nach, die benötigten Stellplätze doch nicht mehr über eine neu gebaute Tiefgarage zur Ver-
fügung zu stellen, sondern stattdessen die Kapazitäten der bestehenden Tiefgarage ge-
genüber des Plangebietes sowie die auf dem Gelände vorhandenen Parkmöglichkeiten 
besser zu nutzen. Im Anschluss steht Frau Arbert für Rückfragen zur Verfügung. 

Es melden sich zu Wort: 
Bezirksbeirätin Dr. Thöne, Bezirksbeirat Dr. Götz-Hege, Herr Gönnheimer vom Stadtteil-
verein, Bezirksbeirat Dr. Werner, Bezirksbeirat Schliessler 

In der Aussprache werden Fragen der Gremiumsmitglieder zur Anzahl der Mitarbeiter, der 
Umweltverträglichkeit, der Lagebezeichnung, dem Wegfall der Tiefgarage, dem Zeitplan, 
der Verkehrsanbindung, dem Schwerlastverkehr, der bebauten Grundfläche, der Anbin-
dung an den Öffentlichen Personen-Nah-Verkehr (ÖPNV), Photovoltaik, E-Lade-Stationen 
und betrieblichem Mobilitätsmanagement soweit möglich beantwortet und Anregungen 
entgegengenommen. 

Folgende Anregungen werden während der Aussprache vorgetragen: 

 Es sollte geprüft werden, ob die Bus-Verbindung / der ÖPNV-Anschluss verbessert 
werden könne, wenn dort vielleicht künftig mehr Menschen arbeiten werden. 

 Zum möglichen Wegfall der neu zu bauenden Tiefgarage: Es sei wichtig, ausreichend 
Parkplätze zur Verfügung zu stellen, damit nicht bestehende Grünflächen als Parkflä-
chen benutzt und bestehende Wege und Straßen im Gebiet nicht durch parkende Autos 
belastet würden.  

 Die Dächer sollten – soweit möglich – vollständig für Photovoltaik- oder Solar-
Anlagen genutzt werden. 
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 Es sollte auf den Vorhabenträger eingewirkt werden, den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern E-Fahrräder und E-Ladestationen zur Verfügung zu stellen, damit diese den 
Weg zur Arbeit möglichst umweltschonend zurücklegen könnten (Stichwort: betriebli-
ches Mobilitätsmanagement). 

Bezüglich der Tiefgarage führt Frau Arbert aus, dass im weiteren Verfahren geprüft wer-
den müsse, ob und wie die Nutzung der gegenüberliegenden Tiefgarage planungsrechtlich 
abgesichert werden könne. 

Der Wunsch nach einer besseren ÖPNV-Anbindung könne an das Amt für Verkehrsma-
nagement weitergegeben werden. 

Auch die weiteren Anregungen aus dem Gremium werde man mitnehmen und wenn mög-
lich in der weiteren Planung berücksichtigen. Manches könne man auch im Rahmen des 
Durchführungsvertrages aufnehmen und regeln. 

Am Ende der Aussprache ruft der Vorsitzende Herr Richard unter Berücksichtigung der 
Zusagen von Arbert und den damit verbundenen Arbeitsaufträgen den Beschlussvor-
schlag der Verwaltung zur Abstimmung auf. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Bezirksbeirat Schlierbach empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Beschluss: 

1.  Der Gemeinderat stimmt dem Antrag der Vorhabenträgerin (Anlage 01) zu und be-
schließt gemäß §2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) die Einleitung eines Bebauungsplanver-
fahrens zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit örtlichen Bau-
vorschriften Schlierbach „Bereich zwischen Elisabethenweg und Rombachweg, 4.  Än-
derung im Bereich Schloß-Wolfsbrunnenweg, Haus 31c“ gemäß § 12 (2) BauGB für den 
im Lageplan (Anlage 03) gekennzeichneten Bereich. 

2.  Der Gemeinderat beschließt, dass der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit örtlichen 
Bauvorschriften Schlierbach „Bereich zwischen Elisabethenweg und Rombachweg, 4. 
Änderung im Bereich Schloß-Wolfsbrunnenweg, Haus 31c“ als Bebauungsplan der In-
nenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ohne Durchführung ei-
ner Umweltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB aufgestellt wird. 

gezeichnet 
Sven Richard 
Vorsitzender 

 

Ergebnis: einstimmige Zustimmung zur Beschlussempfehlung mit Arbeits-
auftrag 
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digitale Sitzung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses 
vom 11.05.2021 

 

Ergebnis der digitalen öffentlichen Sitzung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses vom 11.05.2021 

12 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Schlierbach „Bereich zwischen Elisabethenweg und 
Rombachweg, 4. Änderung im Bereich Schloß-Wolfsbrunnenweg, Haus 31c“; hier: Einlei-
tungsbeschluss 
Beschlussvorlage 0061/2021/BV  

Erster Bürgermeister Odszuck eröffnet den Tagesordnungspunkt und fragt nach Befan-
genheiten. Befangenheiten werden nicht angezeigt. Pläne zu diesem Tagesordnungspunkt 
hängen aus. 

Er erläutert kurz die Planungen des Vorhabenträgers und informiert über das vorliegende 
Beratungsergebnis des Bezirksbeirates Schlierbach. Auf Nachfrage erfolgen keine Wort-
meldungen. Darauf stellt er den Beschlussvorschlag der Verwaltung zur Abstimmung. 

Beschlussempfehlung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses: 

Der Stadtentwicklungs- und Bauausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Be-
schluss: 
1. Der Gemeinderat stimmt dem Antrag der Vorhabenträgerin (Anlage 01) zu und beschließt 
gemäß §2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) die Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens zur 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans mit örtlichen Bauvorschriften 
Schlierbach „Bereich zwischen Elisabethenweg und Rombachweg, 4.  Änderung im Be-
reich Schloß-Wolfsbrunnenweg, Haus 31c“ gemäß § 12 (2) BauGB für den im Lageplan (An-
lage 03) gekennzeichneten Bereich. 
2. Der Gemeinderat beschließt, dass der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit örtlichen 
Bauvorschriften Schlierbach „Bereich zwischen Elisabethenweg und Rombachweg, 4. Än-
derung im Bereich Schloß-Wolfsbrunnenweg, Haus 31c“ als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB aufgestellt wird. 

gezeichnet 
Jürgen Odszuck 
Erster Bürgermeister 

 

Ergebnis: einstimmige Zustimmung zur Beschlussempfehlung 
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Sitzung des Gemeinderates vom 24.06.2021 

Ergebnis: beschlossen 
Enthaltung 1   
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Begründung:  

1. Lage des Plangebietes 

Das Plangebiet befindet sich im Westen des Stadtteils Schlierbach in direkter Nachbarschaft zur 
Villa Bosch. Die Haupterschließung des Gebiets erfolgt über den Schloß-Wolfsbrunnenweg. Der 
Geltungsbereich des Bebauungsplans wird so gefasst, dass lediglich das zu überplanende 
Grundstück (4630/2) sowie dessen privater Erschließungsweg (4630/10) durch die Aufstellung 
des Bebauungsplans betroffen sind. Insgesamt soll eine Fläche von circa 4.400 Quadratmetern 
überplant werden. Die Lage des geplanten Geltungsbereichs ist der Anlage 03 zu entnehmen. 

2. Anlass zur Planaufstellung 

Die Klaus Tschira Stiftung und die mit ihr verbundenen Verwaltungseinrichtungen sind seit 1997 in 
der unter Denkmalschutz stehenden Villa Bosch im Schloß-Wolfsbrunnenweg untergebracht. Mit 
der positiven Entwicklung der Stiftung und den gleichzeitig steigenden Anforderungen des 
Brandschutzes im historischen Bestand, ist das Gebäude inzwischen jedoch zu klein geworden. 
Zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit der Stiftung ist deshalb eine Umstrukturierung erforderlich. 
Um alle Verwaltungseinheiten nach wie vor an einem Standort zu konzentrieren, soll ein Neubau 
im direkten Umfeld umgesetzt werden. Dazu soll das alte Wohn- und Bürogebäude aus den 1970er 
Jahren (Hausnummer 31c, Grundstück 4630/2) abgerissen werden. Das Gebäude wurde von der 
HITS gGmbH („Heidelberg Institute for Theoretical Studies“) genutzt. Die im Gebäude Hausnum-
mer 31c befindlichen Nutzungen wurden bereits in das Mathematikon auf dem Campus der Uni-
versität Heidelberg verlagert. Einem Abriss und Neubau eines neuen Gebäudes für die Klaus 
Tschira Stiftung steht somit grundsätzlich nichts entgegen. 

Das bebaute Grundstück ist im bestehenden Bebauungsplan Schlierbach „Bereich zwischen Eli-
sabethenweg und Rombachweg“, mit Rechtskraft vom 26.08.1998 (Anlage 02) jedoch als allge-
meines Wohngebiet festgesetzt, wodurch der Bau eines reinen Bürogebäudes planungsrechtlich 
nicht umsetzbar ist. Auch stehen die sonstigen Festsetzungen des Bebauungsplans einer Umset-
zung des Vorhabens entgegen. Aus diesem Grund soll zur Realisierung des Vorhabens ein vorha-
benbezogener Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften gemäß §12 (2) BauGB aufgestellt 
werden. 

3. Verfahren 

Der Bebauungsplan soll als vorhabenbezogener Bebauungsplan gemäß § 12 BauGB als Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung im einstufigen Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden. 
Der Bebauungsplan entspricht den Zielen der Innenentwicklung. Auch sind die Voraussetzungen 
zur Anwendung des Verfahrens erfüllt: Die festgesetzte Grundfläche liegt bei einer Plangebiets-
größe von 4.400 m² deutlich unterhalb der Schwelle von 20.000 m². Der Bebauungsplan steht zu-
dem in keinem engem sachlichen, räumlichen oder zeitlichen Konflikt mit anderen Bebauungs-
plänen der Innenentwicklung. Es gibt keine Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen von Gebieten 
von gemeinschaftlicher Bedeutung nach der FFH- (Flora-Fauna-Habitat) und der Vogelschutz-
richtlinie (Natura 2000). Ebenso wird kein Baurecht für Vorhaben begründet, das einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung unterliegt. Es bestehen auch keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der 
Planung Pflichten zur Vermeidung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 
BImSchG (Bundes-Immissionsschutzgesetz) zu beachten sind. Im Verfahren wird gemäß den 
Möglichkeiten des § 13a BauGB auf die Umweltprüfung, den Umweltbricht und auf eine Zusam-
menfassende Erklärung verzichtet. Auch kann auf eine Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung ver-
zichtet werden. Neben dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan muss ein Durchführungsvertrag 
zwischen der Stadt und der Vorhabenträgerin erstellt und vor Satzungsbeschluss abgeschlossen 
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werden. Im Vertrag werden insbesondere die Übernahme der Kosten und die fristgerechte sowie 
qualitätsvolle Umsetzung der Planung gesichert. 

4. Übergeordnete Planung: Flächennutzungsplan 

Der wirksame Flächennutzungsplan des Nachbarschaftsverband Heidelberg-Mannheim mit 
Rechtskraft vom 13.06.2017 stellt das Plangebiet als Wohnbaufläche dar. Ob eine Berichtigung des 
Planwerkes erforderlich sein wird, ist im weiteren Verfahren zu klären. 

5. Planungskonzeption 

Geplant ist die Ausbildung von zwei unabhängig voneinander wirkenden Baukörpern, welche 
durch ein gemeinsames Sockel- und Untergeschoss miteinander verbunden sind. Die Höhe der 
Bebauung richtet sich nach den umgebenden Bestandsgebäuden, wobei die Baukörper mit drei 
Vollgeschossen geplant werden. Durch die Hanglage wird das vordere (südliche) Gebäude zum 
Schloß-Wolfsbrunnenweg lediglich zweigeschossig in Erscheinung treten. Als Dachform sollen 
asymmetrische Zeltdächer mit dunklen Photovoltaik-Modulen realisiert und bei der Fassadenge-
staltung Materialien wie z. B. Putz, Metall oder Sandstein verwendet werden. Eine Würdigung der 
denkmalgeschützten Bebauung im direkten Umfeld spielt bei der Planung eine besondere Rolle. 
Die erforderlichen Kfz-Stellplätze werden voraussichtlich größtenteils in einer Tiefgarage (15 
Stellplätze) untergebracht. Diese soll zur Reduktion von Verkehrsflächen durch einen Autoaufzug 
bergseits erschlossen werden. Weitere Kfz- Stellplätze befinden sich in dem bestehenden Gara-
gengebäude (4 Stellplätze) sowie in der Außenanlage (2 Stellplätze). Zudem sind überdachte 
Fahrradabstellplätze unmittelbar am Gebäude geplant. Die Vorhabenplanung wird im weiteren 
Verfahren als Vorhaben- und Erschließungsplan zum Bestandteil des Bebauungsplans. 

6. Bürgerinformationsveranstaltung 

Am 05.11.2020 wurde entsprechend der Leitlinien für mitgestaltende Bürgerbeteiligung eine Onli-
ne-Bürgerinformationsveranstaltung durchgeführt. Das Protokoll der Veranstaltung ist der Be-
schlussvorlage (Anlage 04) beigefügt. Es wird darauf hingewiesen, dass die Planung aufgrund 
Änderungen im Raumprogramm zwischenzeitlich verkleinert wurde, wobei die wesentlichen 
Entwurfsaspekte gleichgeblieben sind. 
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Beteiligung des Beirates von Menschen mit Behinderungen 

Besondere Belange des Beirats von Menschen mit Behinderungen sind nicht betroffen. Eine Beteili-
gung wird im Rahmen des weiteren Bauleitplanverfahrens erfolgen. 

Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungspla-
nes / der Lokalen Agenda Heidelberg 

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes 
 

Nummer/n: 
(Codierung) 

+ / - 
berührt: Ziel/e: 

SL 5,6 + 
Bauland sparsam verwenden, Innen- vor Außenentwicklung / 
Flächenverbrauch senken, Flächen effektiv nutzen 

  Begründung: 

  
Es handelt sich um ein bereits bebautes Grundstück, welches reaktiviert und 
bei einer gleichzeitigen moderaten Nachverdichtung einer neuen Nutzung 
zugeführt wird. 

  Ziel/e: 

WO 9, 
UM 4 

+ 
 

Ökologisches Bauen fördern 
Klima- und Immissionsschutz vorantreiben 

  Begründung: 

  
Die Hochbauplanung strebt eine DGNB Zertifizierung (Deutsche Gesellschaft 
für Nachhaltiges Bauen) an (Passivhaus-Standard, Photovoltaikanlagen auf 
den Dachflächen, Begrünung des Sockelgeschosses). 

  Ziel/e: 

AB 3 + Standortvorteile als Wissenschaftsstadt ausbauen 
  Begründung: 

  
Durch die bauliche Neustrukturierung kann der Standort der Klaus Tschira 
Stiftung im Stadtteil erhalten werden. 

 
2. Kritische Abwägung / Erläuterungen zu Zielkonflikten: Keine 

gezeichnet 

Jürgen Odszuck 
 

Anlagen zur Drucksache:  

Nummer:  Bezeichnung  

01 Antrag der Klaus Tschira Stiftung mit Datum vom 21.09.2020 
02 Rechtskräftiger Bebauungsplan „Bereich zwischen Elisabethenweg und Rom-

bachweg“, mit Rechtskraft vom 26.08.1998 
03 Lageplan mit Geltungsbereich, Stand 08.03.2021 
04 Protokoll der Bürgerbeteiligung (mit Einladungsschreiben und Veranstaltungs-

präsentation) 
05 Sachantrag der Bunte Linke vom 21.06.2021 
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